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Wie in den beiden Vorjahren stand wieder der Konflikt in und um die Ukraine1 an oberster
Stelle  der  Agenda  der  Organisation  für  Sicherheit  und  Zusammenarbeit  (OSZE).  Dies
betrifft die OSZE-Sonderbeobachtungsmission (Special Monitoring Mission, SMM) in der
Ukraine  und  die  beiden  Verhandlungsformate  Trilaterale  Kontaktgruppe  (Trilateral
Contact  Group,  TCG:  Ukraine,  Russland,  OSZE)  und  Normandie-Gruppe  (Ukraine,
Russland,  Deutschland,  Frankreich).  Dabei  konnten  weder  im  politischen  Bereich
(Wahlen, Autonomieregelungen) noch im militärischen Teil (Waffenstillstand) der von der
Normandie-Gruppe ausgehandelten und von der TCG und Vertretern „bestimmter Regio-
nen der Oblaste Donezk und Luhansk“ unterzeichneten Minsker Abkommen vom Septem-
ber 2014 und Februar 2015 Fortschritte erreicht werden. Ganz im Gegenteil: Die Aussich-
ten  für  eine  politische  Lösung  trübten  sich  ein,  während  Verstöße  gegen  den
Waffenstillstand zunahmen. 

Vor diesem Hintergrund kann als Erfolg gelten, dass der OSZE-Ministerrat am 8./9.
Dezember 2016 in Hamburg rund ein Dutzend Beschlüsse fassen konnte. Zum 1. Januar
2017  übernahm Österreich  mit  Außenminister  Sebastian  Kurz  den  OSZE-Vorsitz.  Die
OSZE-Troika  umfasst  nun  neben  Österreich  Deutschland  (Frank-Walter  Steinmeier/
Sigmar Gabriel) und Italien (Angelino Alfano), das 2018 den Vorsitz übernehmen wird,
gefolgt von der Slowakei 2019. 

Bilanz des deutschen OSZE-Vorsitzes 2016

Das vielleicht wichtigste Signal des deutschen OSZE-Vorsitzes 2016 war, dass ein großer
europäischer Staat die OSZE für wichtig genug hielt, sich darin zu engagieren. Zudem war
der  amtierende  Vorsitzende,  der  damalige  Außenminister  Frank-Walter  Steinmeier,  auf
Konferenzen und Reisen sehr präsent.

In der Sache konnte auch der deutsche Vorsitz den Ukraine-Konflikt nicht lösen. Aber
immerhin ist die Eskalationsgefahr eingedämmt und die SMM besser aufgestellt. Bei den
anderen Konflikten gab es teils  kleine Erfolge:  In  Moldau2 wird wieder im offiziellen
Format verhandelt und in Abchasien und Südossetien ist eine gewisse Konsolidierung der
Aktivitäten zu verzeichnen. Im Falle von Berg-Karabach stieß der Vorsitz jedoch rasch an
seine Grenzen.

In zwei Bereichen konnte der Vorsitz Themen setzen und Diskussionsfelder eröffnen.
Dies gilt für das Thema wirtschaftlicher und ökologischer Konnektivität, das nach einem
entsprechenden Beschluss  des  Hamburger  Ministerrats  nun  in  den  Kanon von OSZE-
Themen aufgenommen ist. Der größte Erfolg des deutschen Vorsitzes besteht darin, über
einen Beschluss zum 20. Jahrestag des Rahmens für Rüstungskontrolle die Debatte über
konventionelle Rüstungskontrolle wieder eröffnet zu haben. Damit ist zugleich wieder eine

1 Siehe auch den Beitrag „Ukraine“ in diesem Buch.
2 Siehe auch den Beitrag „Moldau“ in diesem Buch.
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allgemeine Diskussion über Sicherheit in Europa möglich, die wegen des Ukrainekonflikts
2016 noch blockiert war. 

Einiges von Bedeutung wurde jedoch nicht geschafft: So wurde der Haushalt 2017 nicht
rechtzeitig verabschiedet, Missionsmandate nicht verlängert und es gelang nicht, sich auf
NachfolgerInnen für die Posten Hoher Kommissar für nationale Minderheiten und Beauf-
tragte für die Medienfreiheit zu einigen. Dennoch war der deutsche Vorsitz, gemessen an
den äußerst ungünstigen Bedingungen, ein Erfolg. Die OSZE konnte aktionsfähig gehalten
werden.

Die Aktivitäten der OSZE in der und zur Ukraine

Die Bemühungen, die Minsker Abkommen umzusetzen, finden auf drei Ebenen statt, die
zusammen  einen  ununterbrochenen  Verhandlungs-  und  Beobachtungsprozess  konstitu-
ieren.  Auf politischer  Ebene versuchen die vier  Staaten des  Normandie-Formats,  Fort-
schritte zu erreichen. Auf dem vierten Normandie-Gipfel am 19. Oktober 2016 ging es um
Entflechtungszonen, „einen wirklichen Waffenstillstand“, den ungehinderten Zugang der
SMM zu allen  Gebieten  und ein Wahlgesetz.3 Vieles  davon ist  ein halbes  Jahr  später
bereits wieder Makulatur. Auf der mittleren Ebene versucht die von dem österreichischen
Diplomaten Martin Sajdik geleitete TCG, im Kontakt mit Vertretern der Rebellengruppen
die Minsker Regelungen umzusetzen und Detailfragen zu lösen. Die TCG mit ihren vier
Arbeitsgruppen zu Sicherheit,  politischen Fragen,  Flüchtlingen und humanitären Ange-
legenheiten sowie wirtschaftlichen Fragen tagt in der Regel alle zwei Wochen in Minsk.
Die Überwachung des Waffenstillstands und des Abzugs schwerer Waffen, aber auch die
Moderierung  örtlicher  Waffenstillstände  zur  Ermöglichung  humanitärer  Hilfe  und  zur
Wiederherstellung zerstörter Infrastruktur fallen in den Aufgabenbereich der SMM. Für
ein Gebiet von rund 40.000 Quadratkilometern, vergleichbar etwa mit der Schweiz, stan-
den  der  Mission dafür  Ende Mai  2017 653 BeobachterInnen  aus  44  Staaten  zur Ver-
fügung.4 Am 16. März 2017 verlängerte der Ständige Rat der OSZE das Mandat der SMM
um ein weiteres Jahr.

In der gesamten Berichtsperiode wurde der Waffenstillstand zu keinem Zeitpunkt voll-
ständig eingehalten. Während des Jahres 2016 registrierte die SMM auf 26.956 Patrouil-
lenfahrten insgesamt 320.130 (!) Waffenstillstandsverletzungen und 3.099 Fälle, wo sich
Waffen  in  Gebieten  befanden,  wo  sie  nach  den  Minsker  Abkommen  nicht  stationiert
werden dürfen.  1.950-mal  wurde  SMM-Beobachtern  der  Zugang zu bestimmten Orten
verweigert.5 Dabei variierten Intensität und Opferzahl der Waffenstillstandsverletzungen
stark. Im Juli und August 2016 registrierte die SMM einen „ständigen Anstieg der Waffen-
stillstandsverletzungen“6.  Ende September 2016 gelang es,  in der  TCG ein Rahmenab-
kommen zur Entflechtung von Streitkräften und Waffen auszuhandeln, das sich insbeson-
dere auf die drei Ortschaften Zolote, Petrivske und Stanytsia Luhanska bezog, die einen

3 Die Bundeskanzlerin: Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen Präsidenten
Hollande, 20. Oktober 2016, abrufbar unter: https://www.bundeskanzlerin.de/Content/DE/Mitschrift/Pres
sekonferenzen/2016/10/2016-10-20-pk-merkel-hollande.html (letzter Zugriff: 15.6.2017).

4 OSCE, Special Monitoring Mission to Ukraine: Status Report, 14 June 2017, abrufbar unter: http://www.
osce.org/special-monitoring-mission-to-ukraine/323331?download=true (letzter Zugriff: 20.6.2017).

5 OSCE, Special Monitoring Mission to Ukraine 2016: OSCE SMM activities in figures, abrufbar unter:
http://www.osce.org/ukraine-smm/298131 (letzter Zugriff: 20.6.2017).

6 OSCE, Special Monitoring Mission to Ukraine: Urgent steps needed towards full respect for ceasefire in
eastern Ukraine, says OSCE Chairmanship Special Representative and Chief Monitor,  abrufbar unter:
http://www.osce.org/cio/256826 (letzter Zugriff: 15.6.2017, eigene Übersetzung).
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großen Anteil der Waffenstillstandsverletzungen auf sich vereinten. Dies führte zu einer
Verringerung  der  Kampftätigkeit,  die  mit  Schwankungen  bis  zum  Jahresbeginn  2017
anhielt. Am 1. Dezember 2016 konnte Botschafter Sajdik feststellen: „Die Zahl der getöte-
ten Zivilisten hat dieses Jahr um etwa zwei Drittel abgenommen.“7 Ab Jahresbeginn stieg
die Zahl der Waffenstillstandsverletzungen und zivilen Opfer jedoch wieder drastisch an,
was Sajdik am 24. Mai 2017 zu dem Statement brachte: „Es ist sehr traurig, dass die Zahl
der zivilen Toten im Vergleich mit der Vorjahresperiode um 120 Prozent zugenommen
hat“.8 Einen Monat zuvor hatte die SMM ihr erstes Todesopfer zu beklagen, als ein Fahr-
zeug während einer Patrouille auf eine Mine fuhr und bei der anschließenden Explosion
ein Sanitäter getötet wurde. Vor einem solchen Zwischenfall war zuvor mehrfach gewarnt
worden.

Damit hat sich die Sicherheitssituation in der Ostukraine insgesamt verschlechtert. Die
Zahl der zivilen Toten ist höher als im vergangenen Jahr, erstmals wurde ein Mitglied der
SMM getötet. Auch im politischen Bereich geht es eher zurück als nach vorne. Im Februar
2017 erkannte Russland die Personaldokumente der de facto-Autoritäten der „bestimmten
Regionen der Oblaste Donezk und Luhansk“ an. Etwas später verhängte die Ukraine einen
allgemeinen Wirtschaftsboykott gegen die beiden Regionen, umgekehrt wurden dort ukrai-
nische Besitztitel, etwa Fabriken, enteignet. Damit sind die letzten noch funktionierenden
Verbindungen zwischen den „bestimmten Regionen“ und der Ukraine gekappt. Wie unter
diesen Bedingungen, wie im Minsker Abkommen vorgesehen, dort ein Sonderstatus einge-
führt und Wahlen durchgeführt werden sollen, ist kaum noch erkennbar. Wahrscheinlicher
ist, dass sich die beiden Regionen zu ungelösten verschleppten Konflikten á la Transnis-
trien, Abchasien, Südossetien, und Berg-Karabach entwickeln, allerdings in einer Größen-
ordnung, die die Summe aller anderen Konflikte dieser Art übersteigt.

Andere Regionalkonflikte

Bei den anderen drei ungelösten Regionalkonflikten wurden die Vermittlungsbemühungen
der  OSZE  ohne  größere  Erfolge  fortgeführt,  was  für  die  Entwicklung  der  einzelnen
Konflikte ganz unterschiedliche Bedeutung hat.

Im Falle Transnistriens wurden die offiziellen Verhandlungen im 5+2-Format (Moldau,
Transnistrien, OSZE, Russland, Ukraine, plus Europäische Union und USA als Beobach-
ter)  im Juni  2016 nach  Vermittlung durch  den  deutschen OSZE-Vorsitz  wieder  aufge-
nommen. Gleichzeitig unterzeichneten die Seiten ein Protokoll, das die Annahme eines
Pakets vertrauensbildender Maßnahmen (VBM) in nichtmilitärischen Bereichen vorsah.9

Während man damals hoffte, in wenigen Wochen zu Ergebnissen zu kommen, musste man
ein Jahr später ernüchtert feststellen, dass es noch immer zu keiner Einigung gekommen
war. Aber auch dies wird wenig an der stabilen Lage in Moldau beziehungsweise Transnis-

7 OSCE, Special Monitoring Mission to Ukraine: Special Representative of the OSCE Chairperson-in-Offi-
ce in Ukraine and Chief Monitor of the SMM address the Permanent Council, 1 December 2016, abrufbar
unter: http://www.osce.org/cio/285771 (letzter Zugriff: 15.6.2017, eigene Übersetzung). 

8 OSCE, Special Monitoring Mission to Ukraine: Press statement of Special Representative of the OSCE
Chairperson-in-Office Sajdik after the meeting of the Trilateral Contact Group on 24 May 2017, 25 May
2017, abrufbar unter: http://www.osce.org/chairmanship/319556 (letzter Zugriff: 15.6.2017, eigene Über-
setzung). 

9 OSCE: Renewed Transdniestrian settlement talks provide impetus for real progress in the coming weeks,
says  OSCE  Special  Representative,  press  release,  3  June  2016,  abrufbar  unter:  http://www.osce.org/
cio/244651 (letzter Zugriff: 19.6.2017).
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trien ändern, wo es seit dem Waffenstillstand von 1992 zu keiner organisierten Gewalt-
anwendung mehr gekommen ist. 

Für Abchasien und Südossetien fanden monatlich in Gali beziehungsweise Ergneti Tref-
fen des sogenannten „Incident Prevention and Response Mechanism“ (IPRM) statt.10 Der
Gali-IPRM wird von den Vereinten Nationen (UN), der Ergneti-IPRM von der OSZE und
der Europäischen Union moderiert. Beide Formate bringen alle relevanten Akteure zusam-
men und behandeln praktische Fragen wie Landwirtschaft  oder die Sicherheitssituation
entlang der Administrative Boundary Line, die von abchasischer beziehungsweise südosse-
tischer Seite immer undurchlässiger gestaltet wird. Die IPRM gehen auf die Genfer Inter-
nationalen Diskussionen (GID) zurück. Dort treffen sich unter dem Ko-Vorsitz von UN,
Europäischer Union und OSZE Vertreter Abchasiens, Südossetiens, Georgiens, Russlands
und der USA, um Sicherheits- und humanitäre Fragen zu besprechen. Über Atmosphäri-
sches hinausgehende Fortschritte sind dabei nicht zu verzeichnen, Statusfragen sind nicht
diskutierbar. IPRM und GID ändern nichts daran, dass Abchasien und Südossetien immer
stärker in den russischen Herrschaftsbereich eingegliedert werden und kaum noch als selb-
ständige de facto-Staaten betrachtet werden können.

Im Falle von Berg-Karabach vermitteln die drei Ko-Vorsitzenden (Frankreich, Russ-
land, USA) der sogenannten „Minsk-Gruppe“ der OSZE und der langjährige Sonderbeauf-
tragte des OSZE-Vorsitzes, Botschafter Andrzej Kasprzyk. Dem deutschen Vorsitz gelang
es nur begrenzt, sich in diese fest gefügten Strukturen einzuklinken. Außer einer gewissen
Ausweitung der Beobachtungstätigkeit an der Waffenstillstandslinie sind keine Erfolge zu
verzeichnen. Dies erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass es erneut zu militärischen Auseinan-
dersetzungen wie im April  2016 kommen könnte.  Jeder  Krieg in Berg-Karabach weist
wegen der Involvierung Russlands und der Türkei, aber auch anderer Staaten, ein hohes
Eskalationspotential auf.

Rüstungskontrolle und militärischer Dialog

Während wichtige Abkommen wie der Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa
(KSE-Vertrag)  oder  das  Wiener  Dokument  über  Vertrauens-  und  Sicherheitsbildende
Maßnahmen 2011 (WD 11) entweder politisch tot sind oder dringend einer Modernisie-
rung bedürfen, ist es im Berichtszeitraum zumindest zu einer Belebung der Diskussion
gekommen.  Den  Startschuss  dafür  hatte  am  26.  August  2016  der  damalige  deutsche
Außenminister Frank-Walter Steinmeier mit seinem Artikel „Mehr Sicherheit für alle in
Europa – Für einen Neustart der Rüstungskontrolle“11 gegeben. Es folgten von General-
sekretär Lamberto Zannier organisierte und gut besuchte OSCE Security Days am 3. Okto-
ber 2016. Der vielleicht wichtigste Erfolg des deutschen OSZE-Vorsitzes war jedoch die
Verabschiedung des Beschlusses „Von Lissabon bis Hamburg. Erklärung zum 20. Jahres-
tag des Rahmens für Rüstungskontrolle der OSZE“12 durch den Hamburger OSZE-Minis-
terrat vom Dezember 2016. Dort heißt es: „Wir werden gemeinsam darauf hinarbeiten, ein
Umfeld zu schaffen, das ein Wiedererstarken der konventionellen Rüstungskontrolle und
der VSBM in Europa begünstigt.“ Die Erklärung sieht einen „strukturierten Dialog über

10 OSCE: 78th Incident Prevention and Response Mechanism meeting takes place in Ergneti, press release,
Ergneti, 7 June 2017, abrufbar unter: http://osce.org/chairmanship/321971 (letzter Zugriff: 19.6.2017).

11 Frank-Walter Steinmeier: Mehr Sicherheit für alle in Europa – Für einen Neustart der Rüstungskontrolle,
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 26.8.2017.

12 OSZE: Von Lissabon bis Hamburg. Erklärung zum 20. Jahrestag des Rahmens für Rüstungskontrolle der
OSZE, 9. Dezember 2016, MC.DOC/4/16/Corr.1.
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die  aktuellen  und  künftigen  sicherheitspolitischen  Herausforderungen  und  Risiken  im
OSZE-Raum“ vor, der in einer dafür eingerichteten Informellen Arbeitsgruppe am 7. April
2017 mit einer Diskussion über Bedrohungsperzeptionen begann, gefolgt von einer Debat-
te über Streitkräftedispositive im Juni 2017. Damit ist im Unterschied zur Lage im Vorjahr,
als ein allgemeiner sicherheitspolitischer Dialog mit Russland aus Sicht relevanter west-
licher Staaten wegen der Nichterfüllung des Minsker Abkommens (noch) nicht geboten
erschien, nun ein Rahmen genau dafür geschaffen worden.

Transnationale Konflikte und wirtschaftliche Konnektivität

Fragen der Extremismus- und Terrorismusbekämpfung stehen weit oben auf der Agenda
des österreichischen OSZE-Vorsitzes 2017, der dafür einen eigenen Sonderbeauftragten,
den  Terrorismusexperten  Peter  Neumann,  ernannt  hatte.  Am 23.  Mai  veranstaltete  der
Vorsitz eine mit 500 hochrangigen Teilnehmenden gut besuchte Konferenz zum Thema des
Umgangs mit Extremismus.

Im Bereich  der  Wirtschafts-  und  Umweltkonnektivität  wurden  die  Bemühungen der
Vorgänger-Vorsitze mit einer Konferenz im Mai 2017 fortgesetzt, zu der auch die Stadt
Linz, das Land Oberösterreich und dessen Wirtschaftskammer beitrugen.

Menschliche Dimension

Das Hauptinstrument der OSZE im Bereich der „menschlichen Dimension“ (unter ande-
rem Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie) ist das von dem früheren Staats-
minister im Auswärtigen Amt, Michael Georg Link, geführte Büro für demokratische Insti-
tutionen und Menschenrechte (BDIMR) mit einem Etat von 17,225 Mio. Euro und 159
Mitarbeitern (2016). Die bekannteste Aktivität des BDIMR sind seine Wahlbeobachtungs-
missionen,  die  es  zusammen  mit  der  Parlamentarischen  Versammlung der  OSZE  und
denen  anderer  internationaler  Organisationen  durchführt.  Im  Berichtszeitraum  wurden
zwölf  Wahlbeobachtungsmissionen  (Armenien,  Belarus,  Bulgarien,  Georgien,  Mazedo-
nien, Moldau (zwei Runden), Montenegro, Russland, Türkei, Usbekistan, USA) und zehn
weitere wahlbezogene Aktivitäten durchgeführt.

Darüber hinaus führt das BDIMR Konferenzen in verschiedenen Formaten durch. Die
bedeutendste ist das jährliche Human Dimension Implementation Meeting (HDIM), das
2016 zum 20. Mal, diesmal mit 1.336 Teilnehmenden, darunter 460 Vertretern von Nicht-
regierungsorganisationen, durchgeführt wurde.13 Von westlichen Delegationen ist zu hören,
dass die Arbeit in der menschlichen Dimension aufgrund des Drucks Russlands und an-
derer Staaten immer schwieriger wird.

Zur Lage der Organisation

Zum Ende des  Berichtszeitraums befand sich die OSZE auch organisationspolitisch in
einer schwierigen Lage. Der Haushalt 2017 konnte erst am 1. Juni 2017 verabschiedet
werden, ein neuer Minusrekord. Das OSZE-Büro in Eriwan muss zum 31. August 2017
schließen, da kein Konsens über eine Mandatsverlängerung zu erreichen war. Damit hat
die  OSZE  alle  Feldoperationen  im  Südkaukasus  verloren.  In  Zentralasien  wurde  das
OSZE-Büro in Duschanbe (Tadschikistan) zu einem Programmbüro herabgestuft, das kein

13 OSCE: Human Dimension Implementation Meeting (HDIM) 2016 Highlights, 14 September 2016, abruf-
bar unter: http://www.osce.org/odihr/hdim_2016highlights (letzter Zugriff: 19.6.2017). 
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politisches Mandat mehr besitzt.14 Für die offenen Personalfragen hingegen konnte der
österreichische  Vorsitz  Anfang Juli  eine  Paketlösung erzielen:  Demnach übernahm der
bisherige OSZE-Generalsekretär Lamberto Zannier den Posten des Hohen Kommissars für
Nationale  Minderheiten,  neuer  Generalsekretär  wurde der  schweizer  Diplomat  Thomas
Greminger,  der  bereits 2014 den schweizer OSZE-Vorsitz in Wien vertreten hatte.  Der
französische Politiker  Harlem Désir  wurde Medienbeauftragter,  die  frühere  isländische
Außenministerin  Ingibjörg  Sólrún  Gísladóttir  Direktorin  des  Büros  für  Demokratische
Institutionen und Menschenrechte. 

Damit steht die OSZE nicht nur vor äußerst schwierigen Aufgaben in Europa, sondern
ist ungeachtet der personalpolitischen Erfolge auch mit ernsthaften Herausforderungen im
eigenen Haus konfrontiert. Dies reflektiert aber nur den allgemeinen Stand der politischen
Beziehungen in Europa –  nicht  mehr und nicht  weniger.  Nur,  dass  man in der  OSZE
zudem noch für jede Entscheidung Konsens braucht.
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14 OSCE: Permanent Council approves OSCE budget for 2017, press release, Vienna, 1 July 2017, abrufbar
unter:  http://www. osce.org/chairmanship/320921 (letzter Zugriff:  19.6.2017);  OSCE: OSCE Secretary
General, on forthcoming closure of Office in Yerevan, commends work of its staff, press release, Vienna,
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